
What is House Music?« (DJ 
Pierre) Ja? Was denn bloß? 
In einem Interview in der 

US-amerikanischen Fachzeitschrift für 
Clubmusik, XLR8R, bezeichnete Ma-
tias Aguayo die Frage sinngemäß als 
Quark. »Technical talks« über Genres, 
über ihre musikalischen Eigenschaften 
und Elemente, würden ihn zunehmend 
irritieren: der eine meint dies, der an-
dere hört das. So war’s freilich damals 
schon, sagen wir in den frühen 90ern, 
nach einer ersten gründlichen Ausdiffe-
renzierung von Clubmusik. 

Und heute erst: »The Visitor«, 
Aguayos bislang temperamentvoll-
stes, härtestes Album, dealt mit Latin-
 Groove-Grinsekatzen auf LSD und 
herrlich stumpfem Relief-Chicago-
House, lädt gleichzeitig seltsam zi-
schelnde Voodoo-Priester und Schlan-
genbeschwörer auf perkussiv verstärkte 
Electronic-Body-Music-Sex-Partys er-
ster Stunde. Für den großen hedonisti-
schen Spaß mit eingebauter Warnung: 
Ich hab’s dir gesagt! So ungefähr. 

Aguayo, 1973 in Santiago de Chile 
geboren und aufgewachsen in Kom-
pakt-City Köln, war noch nie ein Freund 
schnurgerader Grenzen. Dafür stets ein 
so eigensinniger wie humorvoller Grat-
wanderer zwischen »irgendwas und ir-
gendwas Konkretem«. Gemeinsam mit 
Dirk Leyers kämmte er als Closer Mu-
sic, mit kargen Beats und überzeugend 
herbei gesungener lasziver Grundstim-

mung, Clubmusik erfolgreich gegen 
den Strich. 

Auf seinem ersten Soloalbum »Are 
You Really Lost?« von 2005 hauchte 
und miaute Aguayo schwüle Gedenk-
tracks für im neoliberalen Dauerwett-
streit der Egos auf der Drogenstrecke 
gebliebene Nachtgestalten. Auf dem tol-

len Körperhouse-Popalbum »Ay Ay Ay« 
(2009) machte er beinahe alles mit dem 
Mund – Bassdrums, Hi-Hats, Melodien 
sowieso. Eine großartige Idee, auf die 
auch Sample-Spezialist Matthew Her-
bert gern gekommen wäre. 

Feste soll man feiern, wie sie fallen. 
Eingefallen sind Aguayo und drei Freun-
den im Jahr 2006 lustige »Bumbum-
box-Partys« – unangemeldete Feten im 
öffentlichen Raum südamerikanischer 
Großstädte. Ein Ghettoblaster reichte. 
Los ging’s. Aus den Spontan-Partys wur-
de eine Plattform für südamerikanische 
Feierbiester: das Label Cómeme, mit 
Künstlern wie Rebolledo, Daniel Ma-
loso, Ana Helder, Philip Gorbach u. a., 
über das die Zeitschrift De:Bug schrieb: 
»Niemand zelebriert sexuell aufgelade-
nen Primitivismus wie Cómeme.« 

Weil das so ist, möchte man zu 
Aguayos beunruhigend unterhaltsa-
men, mit dem nachtschwärmerischen, 
mitunter hübsch verplapperten Ge-
sang befreundeter Künstlerinnen und 
Künstler angereicherten, zwischen 
stoischem House-Minimalismus, 
verspulten Tropicália und trippigem 
80er-Maximalismus angesiedelten 
Tracks nicht unbedingt das Sonntags-
frühstücksei im Kreise der lieben Fa-
milie aufklopfen. Dafür ist »The Visi-
tor« mit seinen Sirenen, halbschrägen 
Melodien und Peitschen-Claps wohl 
doch eine Spur zu heftig, zu hyste-
risch. Aber man muß ja nicht alles 
immer hören wollen. 

u Matias Aguayo: The Visitor 

(Cómeme/Kompakt) 

Da ist irgend etwas passiert, wo-
mit wir alle nicht fertig wer-
den«, sagte Hannah Arendt im 

Interview mit Günter Gaus im Okto-
ber 1964. Sie meinte das fabrikmäßige 
Ermorden von Millionen Juden, von 
dem sie seit 1943 wußte. 1963 begann 
mit dem ersten Auschwitz-Prozeß in 
Frankfurt am Main die öffentliche 
bundesrepublikanische Auseinander-
setzung mit den Naziverbrechen. Der 
zweite große Prozeß, gegen Täter aus 
dem Konzentrationslager Majdanek, 
fand von 1975 bis 1981 in Düsseldorf 
statt. Exponate zu beiden Prozessen er-
gänzen nun in zwei Räumen die Dau-
erausstellung des Jüdischen Museums 
in Berlin. 

Vorlage für 44 unterschiedlich 
große farbige Bilder, die die Malerin 
Minka Hauschild 1984 von Beteiligten 
des Majdanek-Prozesses machte, war 
Bernhard Fechners TV- Langzeitdoku-
mentation. Die Ausstellungsbesucher 
können auf lackschwarzen sarkophag-
artigen Truhen Platz nehmen, mit Hil-
fe von Tablets die Biographien der 
dargestellten Personen abrufen und 
sich so den Prozeß erschließen. Wer 
war Angeklagter, wer Zeuge? Wer 
Beobachter, Richter, Verteidiger? Wer 
Unterstützerin der »Stillen Hilfe für 
Kriegsgefangene und Internierte«, ei-
nes Vereins, der sich bis heute für alte 
und neue Nazis engagiert? 

Im Majdanek-Prozeß war die Hoff-
nung, Naziverbrecher adäquat bestra-
fen zu können, nicht mehr groß. Das 
Verfahren in Frankfurt hatte Unzu-
länglichkeiten der juristischen Aufar-
beitung bereits deutlich gemacht. Die 
individuelle Schuld jedes Täters mußte 
nachgewiesen werden, so daß von den 
insgesamt 38 Angeklagten in beiden 
Prozessen nur wenige zu lebenslan-
gen Haftstrafen verurteilt wurden. 
Zu ihnen gehörten Hildegard Lächert 
und Hermine Braunsteiner. Die Zeu-
gen und die internationalen Beobach-
ter empfanden die milden Strafen zu 
Recht als Hohn.

Der erste Auschwitz-Prozeß (1963–
1965) wird im zweiten Raum mit einer 
Videoinstallation in drei schwarzen 
Kuben dokumentiert – minimalistisch 
und korrespondierend mit der Archi-
tektur des Libeskind-Baus gestaltet. 

Ausschnitte aus deutschen, niederlän-
dischen und kanadischen Fernsehpro-
duktionen – insgesamt 32 Minuten – 
dokumentieren das Echo der dama-
ligen Öffentlichkeit. Eine Straßenbe-
fragung wollte wissen: »Waren Sie da-
mals in Nazideutschland?«, »Soll man 
einen Schlußstrich ziehen?«, »Wußten 
Sie, daß die Juden ermordet wurden?« 
Die Aufnahmen zeigen: Die meisten 
der Befragten wußten es.

Juristen und Prozeßbeobachter, zu 
denen auch Hannah Arendt gehörte, 
wurden interviewt. Im Gespräch mit 
dem Fernsehjournalisten Thilo Koch 
sagte sie, man müsse sämtliche Täter 
verurteilen und aus dem öffentlichen 

Leben entfernen. Der Ostberliner An-
walt Karl-Friedrich Kaul, Nebenkläger 
von Zeugen aus der DDR, verwies auf 
die Kaltblütigkeit der Angeklagten. 
Zum Beispiel die von Wilhelm Boger, 
Erfinder der »Boger-Schaukel«, in der 
Häftlinge blutig zu Tode gefoltert wur-
den: Er schlug vorm Gerichtsgebäude 
mit der Aktentasche auf den Kame-
ramann ein. Seine Frau konnte sich 
im Interview nicht vorstellen, daß ihr 
Mann solche Taten begangen hatte. Zu 
Hause sei er so ein guter Vater gewe-
sen. Die Täter waren unbelehrbar: Mit-
leid, Empathie oder Schuldeingeständ-
nisse gab es von ihnen nicht zu hören. 
Der hessische Generalstaatsanwalt 

Fritz Bauer, Initiator des Prozeßes, 
wartete vergebens auf »ein menschli-
ches Wort«.

Insgesamt gilt die strafrechtliche 
Verfolgung von NS-Verbrechern als 
gescheitert, so die Kuratorin Monika 
Flores. Trotzdem war die Bedeutung 
vor allem des Auschwitz-Prozesses 
groß: Erstmals wurden die in den La-
gern begangenen Mordtaten einer gro-
ßen Öffentlichkeit bekannt – durch die 
Aussagen der 360 Zeugen. Die Ange-
klagten hingegen wollten von all dem 
»nichts gewußt« haben.
u Jüdisches Museum Berlin, Lin-
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Verrückt feiern

Unter dem Titel »Pride 
Parade – behindert und 

verrückt feiern« wollen behin-
dertenpolitische und psychia-
triekritische Gruppen am 
heutigen Samstag in Berlin de-
monstrieren. Eingeladen sind, 
wie es auf der Webseite des 
Bündnisses heißt, »Freaks und 
Krüppel, Verrückte und Lahme, 
Kranke und Normalgestörte« 
sowie ihre Unterstützer. »Wir 
zeigen uns«, schreiben die Ver-
anstalter, »unsere Buckel und 
schiefen Hüften, unsere Neuro-
sen und Verhaltensauffälligkei-
ten! Wir nutzen die U-Bahn mit 
dem Rollstuhl, beanspruchen 
Assistenz und verreisen mit 
dem Pflegebett. Nächtens in den 
Clubs blinken die Lichter unse-
rer E-Rollis im Takt. Wir räkeln 
uns am Strand, auch wenn ein 
Bein fehlt. Wir hinterfragen 
den kapitalistischen Zwang, 
funktionieren zu müssen. Wir 
wollen eine Gesellschaft, die 
bereit ist, Barrieren abzubauen, 
statt Menschen als ›krank‹, 
›gestört‹ und ›nicht normal‹ 
auszusortieren.« Auf der Parade 
wird unter anderem Theresia 
Degener als Rednerin erwartet. 
Die Bochumer Jura-Professorin 
war als deutsche Delegierte 
an den Verhandlungen um die 
UN-Konvention über die Rechte 
behinderter Menschen beteiligt. 
Die Demonstration beginnt um 
15 Uhr am Hermannplatz in 
Berlin-Neukölln.  (jW)

Nachhall gestört

Hallende Klassenzimmer 
sind für Lehrer ein ganz 

besonderer Streßfaktor. Päd-
agogen, die dort unterrichten, 
seien deutlich unzufriedener 
als ihre Kollegen an schallär-
meren Schulen, berichtet die 
Zeitschrift Psychologie heute 
mit Verweis auf eine däni-
sche Studie. Faktoren wie die 
Klassengröße oder das soziale 
Umfeld der Schule hatten in der 
Studie hingegen keinen Einfluß 
auf die Arbeitszufriedenheit. 
Die Forscher um Jesper Kristi-
ansen und seine Kollegen vom 
National Research Centre for 
the Working Environment in 
Kopenhagen haben zehn dä-
nische Schulgebäude für ihre 
Studie ausgewählt: solche mit 
niedrigem, mittlerem und ho-
hem Nachhall. Fast 300 Lehrer 
füllten einen Fragebogen aus. 
Ergebnis: Lehrer, die an Schu-
len mit objektiv hohem Nach-
hall lehrten, waren im Vergleich 
deutlich unzufriedener und 
hatten sechsmal häufiger über 
einen Jobwechsel nachgedacht 
als Kollegen in Gebäuden mit 
niedrigem Hall.  (jW)

Sammeln und 
Horten
Von Dusan Deak

Im Rahmen einer Wahlkampf-
diskussion bekannte Peer Stein-

brück, daß er für seine hundert 
französischen Lampen seit fünf 
Jahren Glühbirnen hortet, von 
denen er nicht weiß, ob die EU sie 
in zwanzig Jahren noch erlaubt. 
Oder so ähnlich. Neben den 
Glühbirnen hortet er Kisten von 
Verschlußkappen des fünf Euro 
günstigen Aldi-Nord-Weins, den 
er gelegentlich in die Flaschen 
eines teuren Pinot Grigio umfüllt. 
Das alles gegen die ausdrückliche 
Empfehlung seines Chefs und 
Parteifreundes Sigmar Gabriel aus 
dem Jahr 2009, der das Horten 
nicht unterstützt. Auch Helmut 
Schmidt hat vorgesorgt und eini-
ge Zentner seiner geliebten und 
demnächst von der EU verbotenen 
Mentholzigaretten in Sicherheit 
gebracht. Seine Vorräte sollten bis 
ca 2093/94 reichen und zwei bis 
drei Personen versorgen können.

Heinz Buschkowski, der legen-
däre Neuköllner Bezirksbürger-
meister, schlägt unterdessen vor, 
das Sammel-Gen der Menschen 
zu aktivieren und das Flaschen-
pfand zu erhöhen.

Das Sammeln von Leichtkost-
rezepten führte bei Sigmar Gabriel 
bisher zu keinem sichtbaren 
Erfolg. Im SPD-Parteivorstand 
mehren sich unterdessen kritische 
Stimmen, die bezweifeln, ob das 
Horten von Glühbirnen, Bunkern 
von Zigaretten und Flaschen-
sammeln die wirklich wichtigen 
gesellschaftspolitischen Themen 
sind, die den negativen Wahltrend 
noch umkehren können.

Die Idee, Peer Steinbrück zum 
Ehrenvorsitzenden des CDU-
Wahlkampfteams zu ernennen, ge-
winnt innerhalb der CDU immer 
mehr Anhänger. Egal, was Peer 
Steinbrück sagt, verschweigt, tut 
oder unterläßt: Es nützt Angela 
Merkel.

 Kein menschliches Wort 
Das Jüdische Museum Berlin erinnert an den Auschwitz- und den 

Majdanek-Prozeß. Von Sabine Lueken

Wenn Luisa Antonia und 
Karl Friedrich in den 
Kissen ihrer Kinderwa-

gen schlummern, fallen liebevolle 
Blicke auf sie. Ach, so klein und so 
süß! Wenn Paul Konrad und Maria 
Magdalena beim Morgenspaziergang 
mit ihrer Kita-Gruppe durch die Ge-
gend wackeln, geht ein Lächeln über 
die Gesichter der Straßenpassanten. 
Ach, so niedlich und so putzig!. In 
ein paar Jahren, wenn Luisa, Karl, 
Paul und Maria zur Schule gehen 
und vielleicht einen Ausflug mit ihrer 
Klasse machen, ist es vorbei mit der 
Freundlichkeit der Erwachsenen. Die 
Gesichter verfinstern sich, wenn sie in 
öffentliche Verkehrsmittel stürmen, in 
einer Gaststätte die Brause umkippen, 
im Freibad  toben. Die Gören reden zu 
laut, sie streiten zu heftig, sie kichern 
und lachen als wären sie allein auf der 
Welt. Sie rennen über den Rasen und 
trampeln im Treppenhaus. Sie stören 
überall. Wer hat da schon Lust, neue 
Krachmacher und Krümelmonster in 
die Welt zu setzen?

Deutschland ist nicht kinderfreund-
lich. Nur 15 Prozent unserer Einwoh-
ner sehen das anders und verpaßten 
damit in einer Studie dem Land die 
rote Laterne in Europa. Vielleicht 
dachten die Befragten an Vermieter, 
die Familien mit Kindern in ihrem 

Haus ablehnen ohne das begründen 
zu müssen. Oder sie meinten Leute, 
die sich kinderfreie Gaststätten und 
Hotels  wünschen, weil sie ihre Ruhe 
haben wollen. Aber eigentlich kann 
es doch gar nicht so  unfreundlich 
sein, dieses Deutschland. Schließ-
lich werden Milliarden Gelder für 
insgesamt 156 familienpolitische 
Leistungen ausgegeben. Kindergeld, 
Elterngeld, Ehegattensplitting Betreu-
ungsgeld, Kinderzuschlag… Money, 
Money, Money.  Aber die Lust zum 
Kinderkriegen hält sich nach wie vor 
in Grenzen. Mit Geld läßt sich eben 
nicht alles lösen. Und dennoch werfen 
die Parteien in ihren Wahlprogram-
men weiterhin damit für Familien um 
sich.

Wer sich Kinder wünscht, braucht 
soziale Sicherheit, die er durch ordent-
lich bezahlte Arbeit selber schafft. 
Da haben es junge Leute besonders 
schwer. Um nach der Ausbildung Fuß 
zu fassen, braucht es Jahre. Wer nicht 
das Glück hat, nach den Abschlußprü-
fungen übernommen zu werden, muß 
sich mit Jobs über Wasser halten. Gute 

Zeugnisse nutzen bei den Bewerbun-
gen wenig, wenn nicht mindestens 
drei Jahre Berufserfahrung vorliegen. 
Woher sollen die kommen? Eher 
könnten die Bewerber vielleicht mit 
Erfahrungen in Minijobs, als Leih-
arbeiter, als Mindestlohnempfänger, 
als unbezahlte Praktikanten und Auf-
stocker aufwarten. Ein gutes Drittel 
der unter Dreißigjährigen wird trotz 
bestandener Ausbildung in prekäre 
Arbeitsverhältnisse geschoben. Das 
läßt keine Lebensplanung zu und 
nimmt die Lust zum Kindermachen. 
Nicht allein wegen der schlechten 
Bezahlung, sondern auch wegen dis-
kriminierender Erlebnisse, stets die 
zweite Wahl zu sein.

Der Kinderwunsch wird rein stati-
stisch vorwiegend in Partnerschaften 
realisiert, in denen Mann und Frau 
berufstätig sind. Die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf steht bei ihnen 
natürlich ganz oben auf der Liste 
staatlich geförderter Rahmenbedin-
gungen. Aber man kann eben auch nur 
etwas vereinbaren, wenn es etwas zu 
vereinbaren gibt. Bis das möglich ist 

und stabile Partnerschaft gewagt wird, 
gehen Frauen stramm auf die 30 zu, 
wenn sie das erste Kind erwarten. Da 
ist die Grenze höchster Fruchtbarkeit 
im Frauenleben bereits erreicht. Frü-
her sprachen Mediziner bereits von 
späten Erstgebärenden und wiesen auf 
Risiken hin.

Das Geld für Familien weiterhin 
mit dem Salzstreuer zu verteilen, wird 
auch in Zukunft keinen Babyboom 
auslösen. Es profitieren von den An-
geboten zu viele, die einfach nehmen, 
was sie bekommen können, ohne es 
wirklich nötig zu haben. Besondere 
Förderung aber brauchen junge Fa-
milien, damit sie sich Kinder vor dem 
30. Geburtstag leisten können. Und 
wir brauchen mehr Toleranz und Auf-
merksamkeit im Alltag für den spär-
lichen Nachwuchs  und Familiensinn 
nicht nur zu Weihnachten. Das wäre 
sogar kostenlos zu haben, wenn we-
niger gemeckert und beklagt würde. 
Mitunter habe ich den Eindruck, daß 
die Überalterung unserer Gesellschaft 
auch zu einer gewissen Verbiesterung 
zwischen den Generationen geführt 
hat. Lärmende Kinder können lernen, 
Rücksicht zu nehmen. Alte sollten 
sich daran  erinnern, daß alle erwach-
senen Menschen mal Kinder waren.

u www.jutta-resch-treuwerth.de

Die am Montag in Washington 
begonnenen Gespräche über 
eine Freihandelszone zwi-

schen der USA und der EU lösen un-
ter Buchhändlern und Verlegern große 
Besorgnis aus. Befürchtet wird, daß 
im Laufe der Verhandlungen die für 
die Branche so wichtige Buchpreis-
bindung von dem belgischen EU-Han-
delskommissar Karel de Gucht geop-
fert werden wird. Dann stehe das Ende 
der traditionellen Buchhandlungen 
bevor, sagte Alexander Skipis, Haupt-
geschäftsführer des Börsenvereins des 
Deutschen Buchhandels, am Diens-
tag gegenüber dem Deutschlandra-

dio Kultur. Wohin das führt, könne in 
Ländern wie Großbritannien und den 
USA beobachtet werden, wo es keine 
Buchpreisbindung gibt. Die Anzahl 
kleinerer und mittlerer Verlage sei dort 
massiv zurückgegangen. Diese könn-
ten ohne den stationären Buchhandel 
nicht existieren.

Helge Malchow, Leiter des Kölner 
Verlags Kiepenheuer und Witsch, kri-
tisiert die Bundesregierung. Sie habe 
dem Drängen US-amerikanischer Me-

dien- und Internetriesen auf Abschaf-
fung der Buchpreisbindung bisher 
nichts entgegen gesetzt. Dabei könnte 
sie sich für eine gesetzliche Regelung 
stark machen, die den Verkauf von 
E-Books sowie den grenzüberschrei-
tenden Handel in den Geltungsbereich 
der Preisbindung mit hinein nimmt. 
Andernfalls würden E-Book-Händler 
den positiven Preisbindungseffekt 
durch strategische Preisabschläge 
und Niedrigpreise in kürzester Zeit 
zerstören. »Durch die dann einsetzen-
de, unkontrollierte Verschiebung der 
Bücherverkäufe von Print in den E-
Book-Sektor würden bald auch viele 
traditionelle Buchhändler der Konkur-
renz nicht mehr gewachsen sein und 
endgültig aufgeben müssen«, schrieb 
Malchow am Mittwoch in der FAZ.

Er wies zudem darauf hin, daß die 
Schutzfunktion der Preisbindung durch 
die Verlagerung des Verkaufs von E-
Books ins Ausland unterlaufen werde. 
Schon heute verkauften Amazon und 
Apple ihre E-Books von Luxemburg 
aus nach Deutschland. »Es ist daher 
alarmierend, daß die EU-Kommission 

Anklage gegen die französische Regie-
rung erhoben hat, weil diese die grenz-
überschreitende Preisbindung auch für 
E-Books gesetzlich festgeschrieben 
hat«, so Malchow. Er erinnerte daran, 
was für die Kultur auf dem Spiel steht: 
»Die deprimierenden Erfahrungen aus 
anderen Ländern wie den Vereinigten 
Staaten und Großbritannien zeigen, 
wie schnell fragile kulturelle Schutzre-
geln durch einen sogenannten ›freien‹ 
Markt unwiederbringlich zerstört und 
sofort ersetzt werden durch einen ex-
trem monopolisierten Handel. Das Er-
gebnis ist bekannt: Buchhandelsster-
ben, Reduktion der noch existierenden 
Sortimente auf Bestseller, Marktkon-
trolle übermächtiger Händler und 
einseitige Programmangebote bis zur 
möglichen kulturellen und politischen 
Zensur.« In besonderem Maße betrof-
fen wären linke Buchhandlungen und 
Kleinverlage. »Die Abschaffung der 
Buchpreisbindung wäre für mein Ge-
schäft der sofortige Tod«, sagte der 
Berliner Buchhändler Klaus Gramlich 
gegenüber jW.

 Thomas Wagner

Zelebrierter Hedonismus mit halbschrägen Melodien

Keine Lust auf Babys?
Unter vier Augen. Mit Jutta Resch-Treuwerth

Alarmierende Entwicklung
Die Buchpreisbindung droht dem Freihandelsabkommen zwischen den USA und der 
EU zum Opfer zu fallen

 Beunruhigend unterhaltsam 
House-Voodoo: Matias Aguayos Album »The Visitor« ist ein Trip. Von Michael Saager 

Opfer und Täter: Minka Hauschilds Majdanek-Porträts

GEDICHT ZEIGEN! VON WIGLAF DROSTE 

Autobiographie 
Ich war nie ein Jünger des Verzichts 

und gab, wie ich es nahm und wie es kam 

im Fall des Falles immer alles, 

und eines Morgens kommt das große Nichts 

Protestzug
Pakistans Schiiten wehren sich gegen 

Terroranschläge und Morde.  

Von Knut Mellenthin

Gefälligkeitsgutachten

NSU-Skandal: Sonderermittler Feuer-

berg entlastet Berliner Kriminal-

amt und Verfassungsschutz

Friedensdialog

Syrisches Oppositionsbündnis plant für 

Ende Januar eine Konferenz in 

Genf. Interview
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Gewerkschaften mobilisieren gegen  

EU-Kommission: Die will die Trink-

wasserversorgung privatisieren2
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 BRD unterstützt Krieg
Bereits zahlreiche Tote bei französischen Luftangriffen auf Städte im Norden Malis. Westen 

begrüßt Attacken. Bundesregierung kündigt »logistische« Beteiligung an. Von Simon Loidl

F
rankreich hat am Montag seine 

Luftangriffe auf Ziele im Nor-

den Malis fortgesetzt. Bei den 

seit Freitag andauernden Attacken in 

dem westafrikanischen Land wurden 

verschiedenen Angaben zufolge bereits 

Dutzende Menschen getötet.

Allein bei dem Angriff auf die zen-

tralmalische Stadt Gao starben laut 

der Nachrichtenagentur AFP mehr 

als 60 »islamistische Kämpfer«. 

Während französische Armee und 

Agenturen ausschließlich Aufständi-

sche als Opfer vermelden, warnen 

Hilforganisationen vor den Auswir-

kungen auf die Zivilbevölkerung. 

Nach Angaben von World Vision sind 

fast 10 000 Menschen auf der Flucht 

vor den Angriffen. Auch Ärzte ohne 

Grenzen (MSF) zeigte sich besorgt 

über die Zivilisten, die im Kampfge-

biet wohnen. Gegner des Militärein-

satzes warnen bereits seit Monaten 

vor einer dramatischen Verschärfung 

der Situation der Bevölkerung durch 

eine Intervention.

Über den Verlauf der Kämpfe gab 

es am Montag widersprüchliche Mel-

dungen. Die französische Regierung 

sprach laut AFP davon, daß die islami-

stischen Gruppen im Osten Malis »auf 

dem Rückzug« seien. Verteidigungsmi-

nister Jean-Yves Le Drian räumte aber 

»Schwierigkeiten« im Westen des Lan-

des ein, wo den französischen Solda-

ten »extrem gut bewaffnete Kämpfer« 

gegenüberstünden. Aber auch die zen-

tralmalische Stadt Diabaly wurde nach 

»schweren Kämpfen« von Aufständi-

schen erobert. Laut dapd berichtete ein 

»Kommandeur«, daß sich diese nun 

der strategisch wichtigen Stadt Segou 

nähern würden.

Unterdessen haben westliche Staa-

ten den Angriff begrüßt. Die USA 

kündigten an, Frankreich mit geheim-

dienstlichen Informationen und Logi-

stik unter die Arme zu greifen. Laut 

New York Times hat Washington wäh-

rend der vergangenen vier Jahre bis zu 

600 Millionen Dollar in den Aufbau 

von »Antiterror«-Strukturen in der Re-

gion gesteckt – unter anderem sind 

US-Spionageflugzeuge und Überwa-

chungsdrohnen dort im Einsatz.

Großbritannien kündigte an, Trans-

portflugzeuge zu liefern, und auch die 

Bundesrepublik will bei dem Krieg 

mitmachen. Außenminister Guido 

Westerwelle hat seinem französischen 

Kollegen Laurent Fabius angeboten, 

»gemeinsam mit der französischen 

Regierung zu prüfen«, wie die Bun-

desrepublik den Einsatz »politisch, 

logistisch, medizinisch und humanitär 

unterstützen könne«. Die beiden Au-

ßenminister erklärten zudem, daß die 

Planung einer EU-Ausbildungsmissi-

on für die malischen Streitkräfte »mit 

noch größerer Intensität und so schnell 

wie möglich« weitergehen müßte.

Dem Fraktionschef der Grünen, 

Jürgen Trittin, reicht dies nicht. Laut 

Spiegel online hat er den französischen 

Einsatz in Mali am Montag ausdrück-

lich begrüßt und ein »entschiedenes 

deutsches Engagement« gefordert. Da-

bei kritisierte Trittin die seiner Ansicht 

nach zögerliche Haltung der Bundes-

regierung zu dem Krieg: »Ich würde 

von einem Außenminister gerne ein-

mal hören, was geht, und nicht nur, 

was alles nicht geht«, sagte Trittin dem 

Nachrichtenportal.

Die Sprecherin für Internationale 

Beziehungen der Linke-Fraktion, Se-

vim Dagdelen, hingegen verurteilte 

die »völkerrechtswidrigen Luftangrif-

fe Frankreichs in Mali«. Diese wür-

den »deutliche Züge eines ›Krieges 

gegen den Terror‹« tragen, an dem 

sich die Bundesrepublik »auf keinen 

Fall beteiligen darf«. Frankreich ma-

che bei seiner »lange vorbereiteten« 

Intervention »keine Unterschiede 

zwischen Kämpfern und Zivilisten«, 

so Dagdelen. 

u Siehe auch Seite 8

»Rot-rot« gibt Platzec
k Rückendeckung

Brandenburgs Ministerpräsident geht gestärkt aus Abstimmung zu Flughafen-Vertrauensfrage hervor

M
inisterpräsident Matthias 

Platzeck (SPD) hat am 

Montag eine Vertrauensab-

stimmung im Brandenburger Land-

tag gewonnen. 55 der 88 Abgeordne-

ten des Landesparlaments in Potsdam 

votierten für den Regierungschef, 32 

gegen ihn. Die »rot-rote« Koalition 

in Brandenburg verfügt über 55 Sitze. 

Der Regierungschef hatte aufgrund 

des Planungschaos beim Großflug-

hafen Berlin-Brandenburg (BER) die 

Vertrauensfrage gestellt.

Platzeck räumte in einer Regie-

rungserklärung ein, das Projekt sei 

in »sehr schwerwiegender Weise in 

Not geraten«. Am Mittwoch will der 

bisherige Stellvertreter Platzeck den 

Vorsitz im Aufsichtsrat von Berlins 

Regierendem Bürgermeister Klaus 

Wowereit (SPD) übernehmen, der 

nach den wiederholten Verschiebun-

gen der Flughafeneröffnung in der 

vergangenen Woche von dem Posten 

zurückgetreten war. Zuvor war die zu-

letzt für den 27. Oktober 2013 vorge-

sehene Inbetriebnahme des Airports 

erneut abgesagt worden.

Der Chef der Brandenburger CDU-

Fraktion, Dieter Dombrowski, sprach 

mit Blick auf die Vertrauensfrage von 

einer »Showveranstaltung mit abseh-

barem Ausgang«. Platzeck benannte 

in seiner Regierungserklärung weder 

einen Zeitpunkt für die Inbetriebnah-

me noch die zusätzlichen Kosten für 

den notwendigen Umbau. Nach einer 

Abberufung des bisherigen Flugha-

fen-Geschäftsführers Rainer Schwarz 

voraussichtlich am Mittwoch wolle 

er die Geschäftsführung grundlegend 

umbauen, um klare Verantwortlich-

keiten zu schaffen, sagte der Mini-

sterpräsident. Zudem werde in der 

Potsdamer Staatskanzlei ein Krisen-

stab eingerichtet, es soll auch wö-

chentliche Sitzungen mit den Exper-

ten der Flughafengesellschaft geben.

In der ARD hatte Platzeck am 

Sonntag abend eingeräumt, daß es 

gravierende Mängel an dem Flugha-

fenbau gebe. »Es ist dramatisch. Es 

ist ein Desaster.« Und: »Wir müssen 

wahrscheinlich nicht abreißen, aber 

umbauen.« 

 
(AFP/jW)
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Große Wende im Osten

Nach Stalingrad kämpft sich die Rote 

Armee  weiter  gen  Westen
  vor.  Das 

Kriegsjahr  1943  bring
t  der  Sowjet-

union den Anfang vom
 Ende der  fa-

schistischen Besatzun
g. Von Dietrich 

Eichholtz 
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Athen: Schüsse auf  

Samaras’ Parteibüro

Athen. Unbekannte haben die 

Zentrale der größten griechischen 

Regierungspartei Neue Demo-

kratie beschossen. Wie die Poli-

zei am Montag weiter mitteilte, 

eröffneten zwei Personen in der 

Nacht das Feuer auf das Gebäude 

in der Athener Innenstadt. Es sei 

geringer Sachschaden entstanden. 

Die Behörden sprachen von einem 

symbolischen Anschlag auf Mini-

sterpräsident Antonis Samaras, der 

sein Büro im Parteihaus nicht mehr 

benutzt. Ein Geschoß habe das 

Fenster von Samaras’ zur Tatzeit 

leerem Büro getroffen.  (Reuters/jW) 

Wulff: Ermittlungen 

doch nicht eingestellt

hAnnover. Die Staatsanwaltschaft 

Hannover prüft entgegen anders 

lautenden Presseberichten nach 

wie vor eine Anklage gegen den 

früheren Bundespräsidenten 

Christian Wulff wegen Vorteilsan-

nahme. »Einen Ermittlungsbericht 

des Landeskriminalamtes, in dem 

eine Einstellung des Verfahrens 

empfohlen wird, gibt es nicht«, 

sagte ein Sprecher der Staatsan-

waltschaft Hannover am Montag. 

Medien hatten unter Berufung 

auf einen Sachstandsbericht des 

Landeskriminalamtes berichtet, 

daß die Ermittlungen gegen Wulff 

keine Beweise ergeben hätten. 

»In Übereinstimmung mit dem 

Landeskriminalamt Niedersachsen 

werden zur Zeit weitere Ermittlung 

geführt«, heißt es in einer Mittei-

lung der Staatsanwaltschaft vom 

Montag. Im Anschluß daran solle 

»ergebnisoffen« entschieden wer-

den, ob weitere Schritte eingeleitet 

werden.  (dapd/jW)

6

Von der tschadischen
 Hauptstadt N’Djamena aus starten franz

ösische Bomber zu ihren Attacken
 in Mali

jW-Spezial inklusive der aktuellen Ausgabe für 1,30 Euro 
am Kiosk erhältlich. Anzeigenschaltung unter 0 30/53 63 55-39. 
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Opfer und Täter: Minka Hauschilds Majdanek-Porträts
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Beunruhigend unterhaltsam 

House-Voodoo: Matias Aguayos Album »The Visitor« ist ein Trip. Von Michael Saager

BU: Zelebrierter Hedonismus mit halbschrägen Melodien

What is House Music?« (DJ Pierre) Ja? Was denn bloß? In einem Interview in der US-amerikanischen Fachzeitschrift für Clubmusik, XLR8R, bezeichnete Matias Aguayo die Frage sinngemäß als Quark. »Technical 
talks« über Genres, über ihre musikalischen Eigenschaften und Elemente, würden ihn zunehmend irritieren: der eine meint dies, der andere hört das. So war’s freilich damals schon, sagen wir in den frühen 90ern, nach einer 
ersten gründlichen Ausdifferenzierung von Clubmusik. 

Und heute erst: »The Visitor«, Aguayos bislang temperamentvollstes, härtestes Album, dealt mit Latin- Groove-Grinsekatzen auf LSD und herrlich stumpfem Relief-Chicago-House, lädt gleichzeitig seltsam zischelnde 
Voodoo-Priester und Schlangenbeschwörer auf perkussiv verstärkte Electronic-Body-Music-Sex-Partys erster Stunde. Für den großen hedonistischen Spaß mit eingebauter Warnung: Ich hab’s dir gesagt! So ungefähr. 

Aguayo, 1973 in Santiago de Chile geboren und aufgewachsen in Kompakt-City Köln, war noch nie ein Freund schnurgerader Grenzen. Dafür stets ein so eigensinniger wie humorvoller Gratwanderer zwischen »irgend-
was und irgendwas Konkretem«. Gemeinsam mit Dirk Leyers kämmte er als Closer Music, mit kargen Beats und überzeugend herbei gesungener lasziver Grundstimmung, Clubmusik erfolgreich gegen den Strich. 

Auf seinem ersten Soloalbum »Are You Really Lost?« von 2005 hauchte und miaute Aguayo schwüle Gedenk tracks für im neoliberalen Dauerwettstreit der Egos auf der Drogenstrecke gebliebene Nachtgestalten. Auf 
dem tollen Körperhouse-Popalbum »Ay Ay Ay« (2009) machte er beinahe alles mit dem Mund – Bassdrums, Hi-Hats, Melodien sowieso. Eine großartige Idee, auf die auch Sample-Spezialist Matthew Herbert gern gekom-
men wäre. 

Feste soll man feiern, wie sie fallen. Eingefallen sind Aguayo und drei Freunden im Jahr 2006 lustige »Bumbumbox-Partys« – unangemeldete Feten im öffentlichen Raum südamerikanischer Großstädte. Ein Ghettobla-
ster reichte. Los ging’s. Aus den Spontan-Partys wurde eine Plattform für südamerikanische Feierbiester: das Label Cómeme, mit Künstlern wie Rebolledo, Daniel Maloso, Ana Helder, Philip Gorbach u. a., über das die 
Zeitschrift De:Bug schrieb: »Niemand zelebriert sexuell aufgeladenen Primitivismus wie Cómeme.« 

Weil das so ist, möchte man zu Aguayos beunruhigend unterhaltsamen, mit dem nachtschwärmerischen, mitunter hübsch verplapperten Gesang befreundeter Künstlerinnen und Künstler angereicherten, zwischen sto-
ischem House-Minimalismus, verspulten Tropicália und trippigem 80er-Maximalismus angesiedelten Tracks nicht unbedingt das Sonntagsfrühstücksei im Kreise der lieben Familie aufklopfen. Dafür ist »The Visitor« mit 
seinen Sirenen, halbschrägen Melodien und Peitschen-Claps wohl doch eine Spur zu heftig, zu hysterisch. Aber man muß ja nicht alles immer hören wollen. 

u Matias Aguayo: The Visitor (Cómeme/Kompakt)

Gedicht zeigen! Von Wiglaf Droste 

Autobiographie 

Ich war nie ein Jünger des Verzichts 
und gab, wie ich es nahm und wie es kam 
im Fall des Falles immer alles, 
und eines Morgens kommt das große Nichts

Keine Lust auf Babys?

Unter vier Augen. Mit Jutta Resch-Treuwerth

Wenn Luisa Antonia und Karl Friedrich in den Kissen ihrer Kinderwagen schlummern, fallen liebevolle Blicke auf sie. Ach, so klein und so süß! Wenn Paul Konrad und Maria Magdalena beim Morgenspaziergang mit 
ihrer Kita-Gruppe durch die Gegend wackeln, geht ein Lächeln über die Gesichter der Straßenpassanten. Ach, so niedlich und so putzig!. In ein paar Jahren, wenn Luisa, Karl, Paul und Maria zur Schule gehen und vielleicht 
einen Ausflug mit ihrer Klasse machen, ist es vorbei mit der Freundlichkeit der Erwachsenen. Die Gesichter verfinstern sich, wenn sie in öffentliche Verkehrsmittel stürmen, in einer Gaststätte die Brause umkippen, im 
Freibad  toben. Die Gören reden zu laut, sie streiten zu heftig, sie kichern und lachen als wären sie allein auf der Welt. Sie rennen über den Rasen und trampeln im Treppenhaus. Sie stören überall. Wer hat da schon Lust, 
neue Krachmacher und Krümelmonster in die Welt zu setzen?

Deutschland ist nicht kinderfreundlich. Nur 15 Prozent unserer Einwohner sehen das anders und verpaßten damit in einer Studie dem Land die rote Laterne in Europa. Vielleicht dachten die Befragten an Vermieter, die 
Familien mit Kindern in ihrem Haus ablehnen ohne das begründen zu müssen. Oder sie meinten Leute, die sich kinderfreie Gaststätten und Hotels  wünschen, weil sie ihre Ruhe haben wollen. Aber eigentlich kann es doch 
gar nicht so  unfreundlich sein, dieses Deutschland. Schließlich werden Milliarden Gelder für insgesamt 156 familienpolitische Leistungen ausgegeben. Kindergeld, Elterngeld, Ehegattensplitting Betreuungsgeld, Kinder-
zuschlag… Money, Money, Money.  Aber die Lust zum Kinderkriegen hält sich nach wie vor in Grenzen. Mit Geld läßt sich eben nicht alles lösen. Und dennoch werfen die Parteien in ihren Wahlprogrammen weiterhin 
damit für Familien um sich.

Wer sich Kinder wünscht, braucht soziale Sicherheit, die er durch ordentlich bezahlte Arbeit selber schafft. Da haben es junge Leute besonders schwer. Um nach der Ausbildung Fuß zu fassen, braucht es Jahre. Wer nicht 
das Glück hat, nach den Abschlußprüfungen übernommen zu werden, muß sich mit Jobs über Wasser halten. Gute Zeugnisse nutzen bei den Bewerbungen wenig, wenn nicht mindestens drei Jahre Berufserfahrung vorlie-
gen. Woher sollen die kommen? Eher könnten die Bewerber vielleicht mit Erfahrungen in Minijobs, als Leiharbeiter, als Mindestlohnempfänger, als unbezahlte Praktikanten und Aufstocker aufwarten. Ein gutes Drittel der 
unter Dreißigjährigen wird trotz bestandener Ausbildung in prekäre Arbeitsverhältnisse geschoben. Das läßt keine Lebensplanung zu und nimmt die Lust zum Kindermachen. Nicht allein wegen der schlechten Bezahlung, 
sondern auch wegen diskriminierender Erlebnisse, stets die zweite Wahl zu sein.

Der Kinderwunsch wird rein statistisch vorwiegend in Partnerschaften realisiert, in denen Mann und Frau berufstätig sind. Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf steht bei ihnen natürlich ganz oben auf der Liste staat-
lich geförderter Rahmenbedingungen. Aber man kann eben auch nur etwas vereinbaren, wenn es etwas zu vereinbaren gibt. Bis das möglich ist und stabile Partnerschaft gewagt wird, gehen Frauen stramm auf die 30 zu, 
wenn sie das erste Kind erwarten. Da ist die Grenze höchster Fruchtbarkeit im Frauenleben bereits erreicht. Früher sprachen Mediziner bereits von späten Erstgebärenden und wiesen auf Risiken hin.

Das Geld für Familien weiterhin mit dem Salzstreuer zu verteilen, wird auch in Zukunft keinen Babyboom auslösen. Es profitieren von den Angeboten zu viele, die einfach nehmen, was sie bekommen können, ohne es 
wirklich nötig zu haben. Besondere Förderung aber brauchen junge Familien, damit sie sich Kinder vor dem 30. Geburtstag leisten können. Und wir brauchen mehr Toleranz und Aufmerksamkeit im Alltag für den spärli-
chen Nachwuchs  und Familiensinn nicht nur zu Weihnachten. Das wäre sogar kostenlos zu haben, wenn weniger gemeckert und beklagt würde. Mitunter habe ich den Eindruck, daß die Überalterung unserer Gesellschaft 
auch zu einer gewissen Verbiesterung zwischen den Generationen geführt hat. Lärmende Kinder können lernen, Rücksicht zu nehmen. Alte sollten sich daran  erinnern, daß alle erwachsenen Menschen mal Kinder waren.

u www.jutta-resch-treuwerth.de

Verrückt feiern

Unter dem Titel »Pride Parade – behindert und verrückt feiern« wollen behindertenpolitische und psychia triekritische Gruppen am heutigen Samstag in Berlin demonstrieren. Eingeladen sind, wie es auf der Webseite 
des Bündnisses heißt, »Freaks und Krüppel, Verrückte und Lahme, Kranke und Normalgestörte« sowie ihre Unterstützer. »Wir zeigen uns«, schreiben die Veranstalter, »unsere Buckel und schiefen Hüften, unsere Neurosen 
und Verhaltensauffälligkeiten! Wir nutzen die U-Bahn mit dem Rollstuhl, beanspruchen Assistenz und verreisen mit dem Pflegebett. Nächtens in den Clubs blinken die Lichter unserer E-Rollis im Takt. Wir räkeln uns am 
Strand, auch wenn ein Bein fehlt. Wir hinterfragen den kapitalistischen Zwang, funktionieren zu müssen. Wir wollen eine Gesellschaft, die bereit ist, Barrieren abzubauen, statt Menschen als ›krank‹, ›gestört‹ und ›nicht 
normal‹ auszusortieren.« Auf der Parade wird unter anderem Theresia Degener als Rednerin erwartet. Die Bochumer Jura-Professorin war als deutsche Delegierte an den Verhandlungen um die UN-Konvention über die 
Rechte behinderter Menschen beteiligt. Die Demonstration beginnt um 15 Uhr am Hermannplatz in Berlin-Neukölln.  (jW)

Nachhall gestört

Hallende Klassenzimmer sind für Lehrer ein ganz besonderer Streßfaktor. Pädagogen, die dort unterrichten, seien deutlich unzufriedener als ihre Kollegen an schallärmeren Schulen, berichtet die Zeitschrift Psychologie 
heute mit Verweis auf eine dänische Studie. Faktoren wie die Klassengröße oder das soziale Umfeld der Schule hatten in der Studie hingegen keinen Einfluß auf die Arbeitszufriedenheit. Die Forscher um Jesper Kristiansen 
und seine Kollegen vom National Research Centre for the Working Environment in Kopenhagen haben zehn dänische Schulgebäude für ihre Studie ausgewählt: solche mit niedrigem, mittlerem und hohem Nachhall. Fast 
300 Lehrer füllten einen Fragebogen aus. Ergebnis: Lehrer, die an Schulen mit objektiv hohem Nachhall lehrten, waren im Vergleich deutlich unzufriedener und hatten sechsmal häufiger über einen Jobwechsel nachgedacht 
als Kollegen in Gebäuden mit niedrigem Hall.  (jW)
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Sammeln und Horten

Von Dusan Deak

Im Rahmen einer Wahlkampfdiskussion bekannte Peer Steinbrück, daß er für seine hundert französischen Lampen seit fünf Jahren Glühbirnen hortet, von denen er nicht weiß, ob 
die EU sie in zwanzig Jahren noch erlaubt. Oder so ähnlich. Neben den Glühbirnen hortet er Kisten von Verschlußkappen des fünf Euro günstigen Aldi-Nord-Weins, den er gelegent-
lich in die Flaschen eines teuren Pinot Grigio umfüllt. Das alles gegen die ausdrückliche Empfehlung seines Chefs und Parteifreundes Sigmar Gabriel aus dem Jahr 2009, der das 
Horten nicht unterstützt. Auch Helmut Schmidt hat vorgesorgt und einige Zentner seiner geliebten und demnächst von der EU verbotenen Mentholzigaretten in Sicherheit gebracht. 
Seine Vorräte sollten bis ca 2093/94 reichen und zwei bis drei Personen versorgen können.

Heinz Buschkowski, der legendäre Neuköllner Bezirksbürgermeister, schlägt unterdessen vor, das Sammel-Gen der Menschen zu aktivieren und das Flaschenpfand zu erhöhen.

Das Sammeln von Leichtkostrezepten führte bei Sigmar Gabriel bisher zu keinem sichtbaren Erfolg. Im SPD-Parteivorstand mehren sich unterdessen kritische Stimmen, die be-
zweifeln, ob das Horten von Glühbirnen, Bunkern von Zigaretten und Flaschensammeln die wirklich wichtigen gesellschaftspolitischen Themen sind, die den negativen Wahltrend 
noch umkehren können.

Die Idee, Peer Steinbrück zum Ehrenvorsitzenden des CDU-Wahlkampfteams zu ernennen, gewinnt innerhalb der CDU immer mehr Anhänger. Egal, was Peer Steinbrück sagt, 
verschweigt, tut oder unterläßt: Es nützt Angela Merkel.

Kein menschliches Wort 

Das Jüdische Museum Berlin erinnert an den Auschwitz- und den Majdanek-Prozeß. Von Sabine Lueken

BU: Opfer und Täter: Minka Hauschilds Majdanek-Porträts

Da ist irgend etwas passiert, womit wir alle nicht fertig werden«, sagte Hannah Arendt im Interview mit Günter Gaus im Oktober 1964. Sie meinte das fabrikmäßige Ermorden 
von Millionen Juden, von dem sie seit 1943 wußte. 1963 begann mit dem ersten Auschwitz-Prozeß in Frankfurt am Main die öffentliche bundesrepublikanische Auseinandersetzung 
mit den Naziverbrechen. Der zweite große Prozeß, gegen Täter aus dem Konzentrationslager Majdanek, fand von 1975 bis 1981 in Düsseldorf statt. Exponate zu beiden Prozessen 
ergänzen nun in zwei Räumen die Dauerausstellung des Jüdischen Museums in Berlin. 

Vorlage für 44 unterschiedlich große farbige Bilder, die die Malerin Minka Hauschild 1984 von Beteiligten des Majdanek-Prozesses machte, war Bernhard Fechners TV- Lang-
zeitdokumentation. Die Ausstellungsbesucher können auf lackschwarzen sarkophag artigen Truhen Platz nehmen, mit Hilfe von Tablets die Biographien der dargestellten Personen 
abrufen und sich so den Prozeß erschließen. Wer war Angeklagter, wer Zeuge? Wer Beobachter, Richter, Verteidiger? Wer Unterstützerin der »Stillen Hilfe für Kriegsgefangene und 
Internierte«, eines Vereins, der sich bis heute für alte und neue Nazis engagiert? 

Im Majdanek-Prozeß war die Hoffnung, Naziverbrecher adäquat bestrafen zu können, nicht mehr groß. Das Verfahren in Frankfurt hatte Unzulänglichkeiten der juristischen Auf-
arbeitung bereits deutlich gemacht. Die individuelle Schuld jedes Täters mußte nachgewiesen werden, so daß von den insgesamt 38 Angeklagten in beiden Prozessen nur wenige zu 
lebenslangen Haftstrafen verurteilt wurden. Zu ihnen gehörten Hildegard Lächert und Hermine Braunsteiner. Die Zeugen und die internationalen Beobachter empfanden die milden 
Strafen zu Recht als Hohn.

Der erste Auschwitz-Prozeß (1963–1965) wird im zweiten Raum mit einer Videoinstallation in drei schwarzen Kuben dokumentiert – minimalistisch und korrespondierend mit der 
Architektur des Libeskind-Baus gestaltet. Ausschnitte aus deutschen, niederländischen und kanadischen Fernsehproduktionen – insgesamt 32 Minuten – dokumentieren das Echo 
der damaligen Öffentlichkeit. Eine Straßenbefragung wollte wissen: »Waren Sie damals in Nazideutschland?«, »Soll man einen Schlußstrich ziehen?«, »Wußten Sie, daß die Juden 
ermordet wurden?« Die Aufnahmen zeigen: Die meisten der Befragten wußten es.

Juristen und Prozeßbeobachter, zu denen auch Hannah Arendt gehörte, wurden interviewt. Im Gespräch mit dem Fernsehjournalisten Thilo Koch sagte sie, man müsse sämtliche 
Täter verurteilen und aus dem öffentlichen Leben entfernen. Der Ostberliner Anwalt Karl-Friedrich Kaul, Nebenkläger von Zeugen aus der DDR, verwies auf die Kaltblütigkeit 
der Angeklagten. Zum Beispiel die von Wilhelm Boger, Erfinder der »Boger-Schaukel«, in der Häftlinge blutig zu Tode gefoltert wurden: Er schlug vorm Gerichtsgebäude mit der 
Aktentasche auf den Kameramann ein. Seine Frau konnte sich im Interview nicht vorstellen, daß ihr Mann solche Taten begangen hatte. Zu Hause sei er so ein guter Vater gewesen. 
Die Täter waren unbelehrbar: Mitleid, Empathie oder Schuldeingeständnisse gab es von ihnen nicht zu hören. Der hessische Generalstaatsanwalt Fritz Bauer, Initiator des Prozeßes, 
wartete vergebens auf »ein menschliches Wort«.

Insgesamt gilt die strafrechtliche Verfolgung von NS-Verbrechern als gescheitert, so die Kuratorin Monika Flores. Trotzdem war die Bedeutung vor allem des Auschwitz-Prozesses 
groß: Erstmals wurden die in den Lagern begangenen Mordtaten einer großen Öffentlichkeit bekannt – durch die Aussagen der 360 Zeugen. Die Angeklagten hingegen wollten von 
all dem »nichts gewußt« haben.
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Alarmierende Entwicklung

Die Buchpreisbindung droht dem Freihandelsabkommen zwischen den USA und der EU zum Opfer zu fallen

Die am Montag in Washington begonnenen Gespräche über eine Freihandelszone zwischen der USA und der EU lösen unter Buchhändlern und Verlegern große Besorgnis aus. 
Befürchtet wird, daß im Laufe der Verhandlungen die für die Branche so wichtige Buchpreisbindung von dem belgischen EU-Handelskommissar Karel de Gucht geopfert werden 
wird. Dann stehe das Ende der traditionellen Buchhandlungen bevor, sagte Alexander Skipis, Hauptgeschäftsführer des Börsenvereins des Deutschen Buchhandels, am Dienstag 
gegenüber dem Deutschlandradio Kultur. Wohin das führt, könne in Ländern wie Großbritannien und den USA beobachtet werden, wo es keine Buchpreisbindung gibt. Die Anzahl 
kleinerer und mittlerer Verlage sei dort massiv zurückgegangen. Diese könnten ohne den stationären Buchhandel nicht existieren.

Helge Malchow, Leiter des Kölner Verlags Kiepenheuer und Witsch, kritisiert die Bundesregierung. Sie habe dem Drängen US-amerikanischer Medien- und Internetriesen auf 
Abschaffung der Buchpreisbindung bisher nichts entgegen gesetzt. Dabei könnte sie sich für eine gesetzliche Regelung stark machen, die den Verkauf von E-Books sowie den grenz-
überschreitenden Handel in den Geltungsbereich der Preisbindung mit hinein nimmt. Andernfalls würden E-Book-Händler den positiven Preisbindungseffekt durch strategische 
Preisabschläge und Niedrigpreise in kürzester Zeit zerstören. »Durch die dann einsetzende, unkontrollierte Verschiebung der Bücherverkäufe von Print in den E-Book-Sektor würden 
bald auch viele traditionelle Buchhändler der Konkurrenz nicht mehr gewachsen sein und endgültig aufgeben müssen«, schrieb Malchow am Mittwoch in der FAZ.

Er wies zudem darauf hin, daß die Schutzfunktion der Preisbindung durch die Verlagerung des Verkaufs von E-Books ins Ausland unterlaufen werde. Schon heute verkauften 
Amazon und Apple ihre E-Books von Luxemburg aus nach Deutschland. »Es ist daher alarmierend, daß die EU-Kommission Anklage gegen die französische Regierung erhoben 
hat, weil diese die grenzüberschreitende Preisbindung auch für E-Books gesetzlich festgeschrieben hat«, so Malchow. Er erinnerte daran, was für die Kultur auf dem Spiel steht: 
»Die deprimierenden Erfahrungen aus anderen Ländern wie den Vereinigten Staaten und Großbritannien zeigen, wie schnell fragile kulturelle Schutzregeln durch einen sogenann-
ten ›freien‹ Markt unwiederbringlich zerstört und sofort ersetzt werden durch einen extrem monopolisierten Handel. Das Ergebnis ist bekannt: Buchhandelssterben, Reduktion der 
noch existierenden Sortimente auf Bestseller, Marktkontrolle übermächtiger Händler und einseitige Programmangebote bis zur möglichen kulturellen und politischen Zensur.« In 
besonderem Maße betroffen wären linke Buchhandlungen und Kleinverlage. »Die Abschaffung der Buchpreisbindung wäre für mein Geschäft der sofortige Tod«, sagte der Berliner 
Buchhändler Klaus Gramlich gegenüber jW.
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